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Enzo Weber*
Vollbeschäftigung: Fern, aber 
erreichbar
Die Arbeitslosigkeit in Deutschland ist über die vergan-
genen zwölf Jahre deutlich gesunken, und so rückt das 
Thema Vollbeschäftigung immer häufiger auf die Dis-
kussionsagenda. Vollbeschäftigung ist erreicht, wenn 
alle Menschen, die Arbeit aufnehmen können und wol-
len, auch Arbeit bekommen (vgl. Weber 2014).1 Bekom-
men bedeutet wohlgemerkt nicht, zu jedem Zeitpunkt 
auch haben.

Denn zu Arbeitslosigkeit kann es kommen, wenn 
ein Beschäftigungsverhältnis endet oder Menschen 
aus dem Bildungssystem, dem Ausland oder aus Nicht-
erwerbstätigkeit neu in den Arbeitsmarkt eintreten. 
Auch da Arbeitsuchende nicht alle Informationen über 
den Arbeitsmarkt zur Verfügung haben, wird meist eine 
gewisse Zeit benötigt, um Stellenangebote zu sichten, 
Bewerbungen zu schreiben und schließlich eine neue 
Stelle anzutreten. Selbst wenn eine ausreichende 
Anzahl von Arbeitsplätzen vorhanden ist – stets befin-
den sich Menschen auf der Suche nach Arbeit, sind also 
vorübergehend arbeitslos. Das ist auch akzeptabel, 
wenn diese Zeit für eine effektive Suche genutzt werden 
kann und wenn dabei der Lebensunterhalt gesichert 
ist. Hier geht es um die Kernaufgabe des Arbeitsmarkts, 
passende Arbeitskräfte und Arbeitsplätze zusammen-
zubringen. So kann eine möglichst hohe Produktivi-
tät des Beschäftigungsverhältnisses mit einem mög-
lichst guten Lohn erreicht werden. Erfolgreiche Suche 
auf dem Arbeitsmarkt ist gesellschaftlich gewinnbrin-
gend. Es ist also kein angemessenes Ziel, Sucharbeits-

1	 Zum Thema Vollbeschäftigung s.a. die Schwerpunktausgabe von 
Aus Politik und Zeitgeschichte Heft 14–15/2012 oder Straubhaar et al. 
(2011).

Ziel »Vollbeschäftigung«: 
Erreichbar oder eine Illusion?

Die Ankündigung im Wahlprogramm der CDU, die Arbeitslosigkeit weiter reduzieren zu wol-
len, um bis zum Jahr 2025 Vollbeschäftigung in Deutschland zu erreichen, hat die Diskussion 
um dieses Thema wieder belebt. Was ist unter »Vollbeschäftigung« zu verstehen und kann 
und sollte dieses Ziel erreicht werden?

losigkeit um jeden Preis zu minimieren (vgl. Gartner 
2008). Allerdings können gute Arbeitsmarktinstitutio-
nen die Suche effektiver gestalten, indem z.B. Trans-
parenz auf dem Arbeitsmarkt hergestellt oder durch 
Vermittlungsdienstleistungen der Suchprozess unter-
stützt wird. Ebenfalls trägt die Zahlung von Arbeitslo-
sengeld dazu bei, eine auch zeitlich intensive Arbeitsu-
che zu ermöglichen.

In Rezessionszeiten entsteht konjunkturelle 
Arbeitslosigkeit. Diese ist mit Vollbeschäftigung zwar 
nicht unmittelbar vereinbar, dürfte ihr aber auch nicht 
dauerhaft im Wege stehen. Allerdings besteht auch bei 
rein konjunkturell bedingter Arbeitslosigkeit die Gefahr 
der Verfestigung. So kann es mit zunehmender Dauer 
zu einem Verlust von aktuellem Wissen, laufender 
Arbeitserfahrung und Arbeitsroutine oder Motivation 
kommen, bzw. die Arbeitslosigkeit kann als Zeichen 
mangelnder Leistungsfähigkeit gedeutet werden. Klin-
ger und Weber (2016) zeigen die zentrale Bedeutung 
solcher Verfestigung für den jahrzehntelangen Aufbau 
der Arbeitslosigkeit in Deutschland. In diesem Sinne ist 
Konjunkturpolitik, die Arbeitslosigkeit vermeidet, also 
auch Vollbeschäftigungspolitik.

Weisen sowohl die Arbeitskräftenachfrage als 
auch das -angebot beträchtliche Heterogenität auf, 
kann strukturelle Arbeitslosigkeit entstehen. Selbst 
wenn es ausreichend freie Arbeitsplätze gibt, müssen 
diese von ihren Merkmalen wie Beruf, Qualifikation 
oder Region im Gesamten nicht zu den Arbeitslosen 
passen. Es entsteht also Mismatch-Arbeitslosigkeit 
(vgl. Bauer und Gartner 2014). Gerade fehlende Ausbil-
dung ist heutzutage ein eklatantes Arbeitslosigkeitsri-
siko. Daneben spielen beim Verbleib in Arbeitslosigkeit 
viele weitere Bedingungen eine Rolle wie gesundheit-
liche Einschränkungen, Pflichten in Erziehung oder 
Pflege, Demotivation, Stigmatisierungseffekte oder 
institutionelle Fehlanreize. Strukturelle Arbeitslosig-
keit ist langwieriger und ökonomisch wie sozial prob-
lematischer als Sucharbeitslosigkeit. Auch nach mehr 
als zehn Jahren Arbeitsmarktaufschwung besteht in 

*	 Prof. Dr. Enzo Weber ist Leiter des Forschungsbereichs »Prog-
nosen und Strukturanalysen« am Institut für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung (IAB), Nürnberg, und Inhaber des Lehrstuhls für 
Empirische Wirtschaftsforschung, insbesondere Makroökonometrie 
und Arbeitsmarkt, der Universität Regensburg.
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der Arbeitslosigkeit ein harter Kern beträchtlicher 
Größe. 

Ein gewisses Maß an Arbeitslosigkeit ist mit Voll-
beschäftigung vereinbar, über die Höhe gibt es aber 
keine Übereinkunft. Weber (2014) berücksichtigt zahl-
reiche Faktoren wie Arbeitsmarktdynamik, Arbeits-
kräftenachfrage, Verfestigung von Arbeitslosigkeit, 
Arbeitsmarktinstitutionen, strukturellen Wandel und 
Entwicklung des Arbeitsangebots und gelangt über 
zeitliche und regionale Vergleiche zu der Einschät-
zung, dass Vollbeschäftigung in Deutschland bei einer 
Arbeitslosenquote von 2 bis 3% erreicht wäre. Unab-
hängig von dem konkreten Wert muss aber die struktu-
relle Arbeitslosigkeit entscheidend reduziert werden. 
Dabei sind zwar seit 2005 deutliche Fortschritte zu ver-
zeichnen, aber bei fast einer Million Langzeitarbeitslo-
sen ist keine Vollbeschäftigung erreicht, selbst wenn 
die Gesamtquote unter 3% läge.

Zu beachten ist auch, dass »alle Menschen, die 
Arbeit aufnehmen können und wollen« auch Nicht-Ar-
beitslose umfasst. Zur Stillen Reserve gehören entmu-
tigte Arbeitnehmer, die zwar aktuell nicht nach Arbeit 
suchen, die Suche bei besserer Arbeitsmarktlage aber 
wieder aufnehmen würden, ebenso wie Teilnehmer 
an arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen. Fuchs et al. 
(2017) weisen für 2016 eine Stille Reserve von 1,08 Mio. 
Personen aus. Für Vollbeschäftigung ist also mehr nötig 
als ein weitgehender Abbau der derzeitigen Arbeitslo-
sigkeit. Natürlich wäre es nicht sinnvoll, deshalb etwa 
Qualifizierungsmaßnahmen zurückzufahren, aber bei 
deutlich niedrigerer Arbeitslosigkeit ließe sich auch die 
Zahl der Maßnahmen verringern.

Weitere Unterbeschäftigung kann neben der in  
Köpfen gemessenen Arbeitslosigkeit (bzw. Stillen 
Reserve) die Arbeitszeit betreffen. Dabei kommt es dar-
auf an, ob Beschäftigte eigentlich mehr arbeiten möch-
ten als den aktuell geleisteten Stundenumfang. Hierü-
ber gibt es zwar kein offizielles Maß wie für registrierte 
Arbeitslosigkeit, doch lassen sich aus Befragungs-
daten Anhaltspunkte gewinnen. Wanger und Weber 
(2016) bestimmen u.a. auf Basis des Mikrozensus die 
Arbeitszeitwünsche verschiedener Gruppen: So möch-
ten gerade Teilzeitbeschäftigte und Minijobber ihre 
Arbeitszeit im Schnitt recht deutlich erhöhen (und auf 
Basis des SOEP ergeben sich noch höhere Werte). Der 
Anteil des gewünschten Stundenvolumens der Arbeits-
losen am potenziellen Arbeitsvolumen aller Erwerbs-
personen lag nach Wanger und Weber (2016) im Jahr 
2014 bei 7,0%. Berücksichtigt man zusätzlich die 
Arbeitszeitwünsche der Erwerbstätigen, erhöht sich die 
Quote des Unterbeschäftigungs-Stundenvolumens auf 
9,0%. Natürlich ist es in der betrieblichen Praxis nicht 
immer ohne weiteres möglich, Arbeitszeiten aufzusto-
cken, aber die Rechnung gibt dennoch einen Hinweis 
auf noch unterbeschäftigtes Arbeitskräftepotenzial.

Schließlich muss mit einem nicht nur rein statisti-
schen, sondern ganz wesentlich wertbesetzten Begriff 
der Vollbeschäftigung auch die Qualität der Arbeits-
verhältnisse verbunden werden. Gesellschaftliche Auf-

gabe eines Arbeitsmarkts ist es, möglichst produk-
tive und hochwertige Beschäftigungsverhältnisse zu 
generieren. Unter Druck jeden beliebigen Job anneh-
men zu müssen, ist ebenso wenig wünschenswert, 
wie langfristig in Arbeitslosigkeit zu verbleiben. Der 
deutsche Arbeitsmarktaufschwung hat den Beschäf-
tigungsstand in beeindruckender Weise erhöht. Aller-
dings fiel die Qualitätsentwicklung lange Zeit hinter 
die Beschäftigungsentwicklung zurück. So sind der 
Niedriglohnbereich, Minijobs und andere atypische 
Beschäftigungsverhältnisse deutlich gewachsen. Mitt-
lerweile haben sich viele dieser Trends umgekehrt (vgl. 
Weber 2015). Weitere Schritte in diese Richtung sind 
auch für die quantitative Erreichung des Vollbeschäf-
tigungsziels notwendig, denn die Arbeitsmarktchan-
cen und -integration in einem abgehängten Segment 
des Arbeitsmarkts werden immer zu schwach sein, um 
eine entscheidende Reduktion der Unterbeschäftigung 
nachhaltig zu gewährleisten. Stärkere Aufwärtsmobi-
lität könnte dagegen die hohe Nachfrage im Bereich 
der mittleren Qualifikationen nutzen und einen Bei-
trag dazu leisten, den auch in Zukunft schrumpfenden 
Markt für geringqualifizierte Arbeit zu entlasten.

Eine Arbeitslosigkeit von 2 bis 3% oder rund 1 Mio. 
Personen ist derzeit sicher nur ein Fernziel. Könnte bei-
spielsweise jeden Monat – wie ungefähr über die ver-
gangenen Jahre geschehen – ein Rückgang der Arbeits-
losigkeit um 10 000 Personen realisiert werden, wäre 
Vollbeschäftigung um das Jahr 2030 erreicht. Als Hin-
dernisse auf diesem Weg bestehen aber etliche schwer 
lösbare strukturelle Probleme. Zwei Aspekte zeigen 
jedoch, dass Vollbeschäftigung als Perspektive keine 
Utopie bleiben muss (vgl. Weber 2014).

Erstens sind in den vergangenen zwölf Jahren 
Erfolge erreicht worden, die zuvor kaum für möglich 
gehalten wurden. So konnte die Arbeitslosigkeit hal-
biert werden, ebenso wie die Langzeitarbeitslosig-
keit. Dies war zugleich ein wichtiger Beitrag zum deut-
schen Beschäftigungsaufschwung (vgl. Rothe et al. 
2013). Es ist also möglich, auch jahrzehntelange Trends 
umzukehren.

Zweitens werden sich die Bedingungen des 
Arbeitsmarkts mit dem demographischen Wandel 
beträchtlich ändern. Das Angebot an Arbeitskräften ist 
zwar durch die starke Zuwanderung bisher noch gestie-
gen, der demographische Trend aber zieht immer stär-
ker nach unten und wird sich schließlich durchsetzen. 
Für die wirtschaftliche Entwicklung und die soziale 
Sicherung kann dies zum Problem werden. Anderer-
seits kann sich die Chance ergeben, dass der Sog des 
Arbeitskräftebedarfs auch für die Arbeitslosen stärker 
wird. Diese Marktkraft kann ein wichtiger Verbünde-
ter auf dem Weg zur Vollbeschäftigung sein. Allerdings 
müssen durch intensive strukturelle und institutionelle 
Verbesserungen die Voraussetzungen geschaffen wer-
den, dass zunehmende Knappheiten tatsächlich zu 
einer Verringerung der Arbeitslosigkeit führen können.

Als wichtigste Voraussetzung ist eine hohe Qua-
lität des Bildungssystems zu nennen. Vor allem muss 
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es gelingen, bildungsbenachteiligte Jugendliche syste-
matisch besser zu integrieren und zu qualifizieren. Eine 
erfolgreiche Politik auf diesem Feld könnte die Lage auf 
dem Arbeitsmarkt mit den nachrückenden Jahrgängen 
schrittweise verbessern.

In der Arbeitsmarktpolitik ist die entscheidende 
Aufgabe der Qualifizierung zu nennen. Diese ermög-
licht es Arbeitsuchenden, den steigenden Anforde-
rungen des Arbeitsmarktes gerecht zu werden, und 
sie ist das wichtigste Mittel, um Mismatch-Arbeitslo-
sigkeit zu reduzieren. Hier gilt es, gerade Arbeitslose 
mit schlechteren Marktchancen zu erreichen. Dabei 
kommt es besonders auf eine Kombination mit inten-
siver Beratung und Betreuung an, um die Qualifizie-
rungs- und Vermittlungsziele in den individuellen Ein-
zelfällen zu erreichen. Im Hinblick auf den härtesten 
Kern der Arbeitslosigkeit ist an die Einrichtung eines 
eng begrenzten sozialen Arbeitsmarkts (vgl. Kupka und 
Wolff 2013) zu denken.

Vollbeschäftigung erfordert nicht nur den Abbau 
der aktuell bestehenden Arbeitslosigkeit, sondern 
auch die Vermeidung von neuen strukturellen Pro-
blemen. Während des strukturellen Wandels ab den 
1970er Jahren weg von herkömmlicher Fabrikarbeit 
gelang es nicht, Aufbau und Verfestigung der Arbeits-
losigkeit vor allem von Niedrigqualifizierten zu verhin-
dern. Mit der Digitalisierung steht uns nun ein neuer 
tiefgreifender Wandel der Arbeitswelt bevor. Derzeit 
liegt das Entlassungsrisiko auf einem Rekordtief, was 
den Arbeitsmarktaufschwung wesentlich begünstigt. 
Mit der Entwicklung zu einer Wirtschaft 4.0 wird nach 
Ergebnissen von Wolter et al. (2016) aber die Bewe-
gung auf dem Arbeitsmarkt zunehmen, ebenso wie die 
Qualifikationsanforderungen.

In dieser Hinsicht ist es unwahrscheinlich, dass 
eine öffentliche Arbeitsmarktpolitik, die grundsätzlich 
Arbeitslosenmeldungen abwartet, die kritischen Aus-
wirkungen des digitalen Umbruchs allein bewältigen 
kann (vgl. Weber 2017). Denn sobald Arbeitslosigkeit 
eintritt, ist die Arbeitsmarktpolitik (neben der Mitwir-
kung der Arbeitslosen) nur noch auf sich selbst gestellt. 
Setzt man vorher an, bieten sich dagegen Kooperati-
onsmöglichkeiten im Hinblick auf betriebliche Wei-
terbildungsinitiativen. Die Betriebe verfügen über die 
Informationen zu den konkreten Bedarfen aus Produk-
tions- und Marktsicht und sind damit zentrale Akteure 
in der Weiterbildung. Der Politik kommt die Unterstüt-
zung und Förderung der Weiterbildungsaktivitäten zu, 
wie etwa mit einer an Betriebe und Beschäftigte gerich-
teten Qualifizierungsberatung und einer Beteiligung an 
den Kosten von Maßnahmen und Arbeitsausfall. Denn 
Weiterbildung nutzt nicht nur dem Beschäftigten und 
dem Betrieb, sondern ist auch eine gesamtwirtschaft-
lich bedeutende Aufgabe: Investitionen in Weiterbil-
dung sind ein Beitrag dazu, dass der digitale Wandel 
insgesamt positiv bewältigt werden kann.

Dabei darf auf der anderen Seite das Engagement 
der Betriebe in der Weiterbildung nicht durch politische 
Aktivitäten verdrängt werden. Es geht also um eine 

Unterstützung und Beteiligung, nicht um eine Über-
nahme. Finanzielle Beteiligung der Politik ist dabei vor 
allem bei Weiterbildungen anzuraten, die generelle 
Kenntnisse und Fähigkeiten entwickeln, und weniger 
bei spezifischen Maßnahmen, die auf einen bestimm-
ten Betrieb mit bestimmten Tätigkeiten zugeschnitten 
sind. Voraussetzung sollte eine geeignete Zertifizie-
rung sein, die zugleich die Anerkennung der Leistun-
gen ermöglichen würde.

Bildungspolitik ist im Wesentlichen mit der 
Erstausbildung befasst, Arbeitsmarktpolitik mit 
Arbeitslosen. Der technologische Umbruch muss aber 
von den aktuell Beschäftigten bewältigt werden. Benö-
tigt wird für den Weg zur Vollbeschäftigung daher eine 
Weiterbildungspolitik.
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Holger Schäfer* und Jörg Schmidt**
Vollbeschäftigung: Erreich-
bar und erstrebenswert?
Die Ankündigung im Wahlprogramm der CDU, die 
Arbeitslosigkeit weiter reduzieren zu wollen und Voll-
beschäftigung herzustellen, hat die Diskussion um die-
ses Konzept erneut entfacht. Grundsätzlich kann es 
kein Fehler sein, ambitionierte Ziele am Arbeitsmarkt 
zu formulieren. Im Fall der Vollbeschäftigung bleiben 
jedoch einige Fragen offen: Was versteht man eigent-
lich darunter, können wir dieses Ziel erreichen und 
wenn ja, ist es überhaupt sinnvoll? Erst im Anschluss 
kann man sich mit der Frage befassen, welche Maßnah-
men umgesetzt werden sollten.

WAS IST UNTER VOLLBESCHÄFTIGUNG ZU 
VERSTEHEN?

Eine offizielle Definition oder ein einheitliches Ver-
ständnis von Vollbeschäftigung ist gegenwärtig nicht 
vorhanden. Dennoch finden sich vereinzelte Quellen, 
in denen eine bestimmte Höhe der Arbeitslosenquote 
genannt wird. So erwähnen beispielsweise Bräuninger 
und Hinze (2011, S. 22 f.) einen »Vollbeschäftigungskor-
ridor« von 2 bis 5%. Laut Gartner (2008, S. 9) werde oft 
von Vollbeschäftigung gesprochen, »wenn die Arbeits-
losenquote unter 3 bis 4%« sinke. In den 1960er Jah-
ren definierte der Sachverständigenrat noch eine 
Arbeitslosenquote von 0,8% als Vollbeschäftigung (vgl. 
Sachverständigenrat Wirtschaft 1967, S. 128). Inso-
fern scheint sich das das Verständnis von Vollbeschäf-
tigung im Zeitverlauf, aber möglicherweise auch in 
Abhängigkeit der wirtschaftlichen und konjunkturel-
len Rahmenbedingungen zu wandeln (vgl. Yollu-Tok 
und Sesselmeier 2012).

Ausgehend von einer klassischen, ökonomischen 
Sichtweise würde man Vollbeschäftigung als einen 
Gleichgewichtszustand definieren, in dem das Arbeits-
angebot der Arbeitsnachfrage entspricht bzw. Vollbe-
schäftigung als einen Zustand beschreiben, in dem 
»alle Menschen, die Arbeit aufnehmen können und wol-
len, auch Arbeit bekommen« (Weber 2014, S. 1). In der 
Theorie wäre dann allein ein flexibler Reallohn notwen-
dig, um den Markt bei exogenen Änderungen wieder ins 
Gleichgewicht zu bringen. Tatsächlich ist der Arbeits-
markt in Deutschland aber durch eine Vielzahl institu-
tioneller Rahmenbedingungen und struktureller Fakto-
ren gekennzeichnet, die zu Lohnrigiditäten führen und 
die zur Entstehung oder Persistenz von Arbeitslosigkeit 
beitragen können.

In der Diskussion um die Frage, ob und inwieweit 
die Existenz von Arbeitslosigkeit mit Vollbeschäfti-
gung vereinbar ist, hat vor allem die Sucharbeitslosig-
keit eine besondere Bedeutung, da diese nur in engen 

Grenzen beeinflussbar ist. Aus individueller Sicht lässt 
sich die Suche nach einem Arbeitsplatz zwar beispiels-
weise durch eine erhöhte Transparenz am Arbeits-
markt oder auch durch zusätzliche Vermittlungsdienst-
leistungen verkürzen (vgl. Weber 2014), allerdings sind 
auch die eigene Motivation und die eigenen (Lohn-)
Ansprüche relevant. Grundsätzlich dürfte aber auch 
im Idealfall noch eine gewisse Zeit für die Suche nach 
einem Arbeitsplatz auf Seiten der Arbeitnehmer wie 
auch nach geeigneten Arbeitskräften auf Seiten der 
Arbeitgeber notwendig sein, um letztlich ein passen-
des »Match« herzustellen.

Allein mit Blick auf die Arbeitslosenquote sind 
diese Suchprozesse nicht zu erkennen. Die hohe Dyna-
mik am Arbeitsmarkt lässt sich hingegen an der Vielzahl 
von Zu- und Abgängen im Verlauf eines Jahres ablesen. 
Wird etwa die durchschnittliche (monatliche) Zugangs-
rate in Arbeitslosigkeit betrachtet und auf alle zivilen 
Erwerbspersonen bezogen, ergibt sich am aktuellen 
Rand ein Anteil von rund 1,5% (vgl. Abb. 1). Unter der 
Annahme, dass Zugänge und Abgänge in ihrer Anzahl 
gleich sind, könnte dieser Wert vereinfachend als fik-
tive Arbeitslosenquote interpretiert werden, die allein 
durch die Arbeitssuche bei einer unterstellten Such-
dauer von einem Monat begründet wäre. Abbildung 1 
zeigt in Abhängigkeit der Suchdauer1 ein Intervall, das 
bei einer Änderung der monatlichen Zugangsrate um 
0,1 Prozentpunkte entstehen würde. Dies entspricht 
etwa auch der Variation dieser Rate in den letzten drei 
Jahren. Letztlich dürfte durch die Sucharbeitslosigkeit 
eine untere Grenze für das Ziel der Vollbeschäftigung 
markiert werden, die selbst unter optimalen Bedingun-
gen kaum unterschritten werden kann.

IST VOLLBESCHÄFTIGUNG ERREICHBAR?

So unterschiedlich die quantitative Abgrenzung von 
Vollbeschäftigung ausfällt, so vielfältig sind auch die 
Einschätzungen dazu, ob und inwieweit sie erreich-

1	 Zudem wird vereinfachend unterstellt, dass sich die Zugänge 
gleichmäßig über ein Jahr verteilen.

*	 Holger Schäfer ist Senior Economist beim Institut der deutschen 
Wirtschaft Köln, Hauptstadtbüro.
**	 Dr. Jörg Schmidt ist Senior Economist beim Institut der deutschen 
Wirtschaft Köln, Hauptstadtbüro.
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bar ist. Die Bandbreite reicht von einer grundsätzlich 
optimistischen Position (vgl. Schmid 1994; Gartner 
2008) über einen vorsichtigen Optimismus in der lan-
gen Frist (vgl. Britton 1997; Weber 2014) hin zu einem 
eher grundsätzlichen Pessimismus (vgl. Pierenkäm-
per 2012). Dabei wird deutlich, dass die Einschätzung 
in erster Linie davon abhängt, was jeweils als Vollbe-
schäftigung angesehen wird (vgl. Goldberg et al. 2007), 
während ein Trend über die Zeit nicht auszumachen ist.

Die historische Betrachtung der Arbeitslosigkeit in 
Deutschland zeigt, dass es nur wenige Phasen gab, in 
der die Arbeitslosenquote unter ein Niveau von 4% fiel. 
Diese Quote würde sich bei einer unterstellten durch-
schnittlichen Suchdauer von drei Monaten ergeben 
(vgl. Abb. 1). Die Entwicklung seit 1879 macht deutlich, 
dass dieses Ziel regelmäßig nur im Kaiserreich und 
in den Wirtschaftswunderjahren erreicht wurde (vgl. 
Promberger 2012). Auf der anderen Seite lässt die 
Reduzierung der Arbeitslosenquote auf zuletzt 5,6% 
darauf schließen, dass die Annäherung an eine mit 
Vollbeschäftigung kompatible Arbeitslosenquote 
nicht vollkommen utopisch und eine weitere Reduzie-
rung möglich ist. Um beispielsweise eine Quote von 
4% zu erreichen, müsste die Zahl der Arbeitslosen um 
rund 700 000 sinken. Dies ist keineswegs ausgeschlos-
sen, da der erforderliche Rückgang geringer ausfallen 
würde als derjenige im Zeitraum von 2005 bis 2007. 
Auch eine regionale Betrachtung legt nahe, dass Voll-
beschäftigung nicht unmöglich ist: Die Arbeitslosen-
quote in Baden-Württemberg bzw. Bayern liegt aktuell 
bei 3,4 bzw. 3%. In einzelnen Regionen liegt sie sogar 
unter 2%.

Zu Recht muss hinterfragt werden, inwieweit die 
offiziell ausgewiesene Arbeitslosenzahl ein realisti-
sches Bild der Arbeitslosigkeit wiedergibt. Auf der 
einen Seite weist die Erwerbslosigkeit nach inter
nationalem ILO-Standard mit 3,9% einen geringeren 
Wert aus als die durch sozialrechtliche Rahmenbe-
dingungen determinierte Quote der Bundesagentur 
für Arbeit. Auf der anderen Seite ist zu berücksichti-
gen, dass zu den registrierten Arbeitslosen noch Per-
sonen in arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen, vorüb
ergehend Arbeitsunfähige und Personen in vorruhe-
standsähnlichen Arrangements hinzugezählt werden 
können. In diesem Fall hätte im März 2017 die Quote 
8,5% betragen – einschließlich der Kurzarbeit. Mitun-
ter wird sogar noch die Stille Reserve zum unfreiwillig 
ungenutzten Arbeitskräftepotenzial hinzugezählt (vgl. 
Weber 2014, S. 8).

Ob Vollbeschäftigung erreichbar ist, hängt mithin 
von ihrer Definition sowie der Definition von Arbeits-
losigkeit ab. Hinzu kommt, dass das Ziel der Vollbe-
schäftigung nicht losgelöst von anderen wirtschafts-
politischen Zielen gesehen werden kann, wobei sich 
Zielkonflikte ergeben (Kösters 1986). Am meisten 
diskutiert dürfte der – oft als invers angenommene – 
Zusammenhang zwischen Arbeitslosigkeit und Preis-
stabilität sein. Daneben sind aber auch institutionelle 
Determinanten von Arbeitslosigkeit zu berücksichti-

gen. So ist theoretisch und empirisch gut belegt, dass 
die Existenz eines Arbeitslosengeldes die Arbeitslo-
sigkeit erhöht (vgl. Schäfer 2003). Daraus würde man 
allerdings kaum die Forderung ableiten, die Arbeitslo-
senversicherung abzuschaffen. Vielmehr existiert eine 
ganze Reihe von Rahmenbedingungen am Arbeits-
markt, die eine vollständige Räumung des Arbeits-
marktes verhindern, auf die die Gesellschaft aber 
aus anderen Erwägungen nicht verzichtet (vgl. van 
Suntum 1994). Vor diesem Hintergrund ergibt sich ent-
weder die Schlussfolgerung, dass Vollbeschäftigung 
unter den gegebenen Bedingungen nicht erreichbar ist 
oder der Begriff stets im Kontext der für unverzichtbar 
gehaltenen Bedingungen gesehen werden muss (vgl. 
Yollu-Tok und Sesselmeier 2012). Da hinsichtlich der 
Veränderbarkeit der Rahmenbedingungen aber kein 
Konsens besteht, ist die Frage nach der grundsätzli-
chen Erreichbarkeit von Vollbeschäftigung auch nicht 
pauschal zu beantworten.

IST VOLLBESCHÄFTIGUNG GESAMTWIRTSCHAFT­
LICH ERSTREBENSWERT?

Macht man sich zunächst die privaten und sozialen Kos-
ten bewusst, die mit Arbeitslosigkeit einhergehen, wäre 
im Gegenteil zu hinterfragen, warum Vollbeschäftigung 
kein erstrebenswertes Ziel sein soll. Durch Arbeitslo-
sigkeit entstehen für die Betroffenen oft nicht nur Ein-
kommenseinbußen, sondern auch nicht-pekuniäre 
Kosten, die deutlich stärker negativ auf das Wohlbefin-
den wirken können (vgl. Winkelmann und Winkelmann 
1998; Knabe und Rätzel 2008). Erwerbsarbeit stellt oft 
nicht nur eine Einkommensquelle dar, sondern bietet 
auch die Möglichkeit zum Aufbau sozialer Beziehungen 
und steigert das Selbstwertgefühl (vgl. Neumann und 
Schmidt 2013). 

Hinzu kommt die volkswirtschaftliche Perspek-
tive: Wenn das Potenzial einer Volkswirtschaft in vol-
lem Umfang ausgenutzt wird, begünstigt dies auch die 
Erreichung anderer wirtschafts- und gesellschaftspo-
litischer Ziele, wie etwa eine Stärkung der demokrati-
schen Kräfte, die Förderung der gesellschaftlichen Teil-
habe verschiedener Personengruppen und eine Redu-
zierung der Armutsgefährdung (vgl. Goldberg et al. 
2007). Zudem dürften die öffentlichen Haushalte spür-
bar entlastet werden: Das IAB (2017) schätzt die gesam-
ten fiskalischen Kosten der Arbeitslosigkeit in Deutsch-
land auf immerhin 56 Mrd. Euro im Jahr 2015.

Bisweilen wird auch auf die Qualität der Arbeits-
verhältnisse verwiesen, die im Zuge einer auf Vollbe-
schäftigung ausgerichteten Politik zu berücksichtigen 
sei (vgl. Gartner 2008; Yollu-Tok und Sesselmeier 2012). 
Dies stellt allerdings eine eigenständige Frage dar, die 
zunächst nicht mit dem quantitativen Ziel der Vollbe-
schäftigung verbunden ist. Insbesondere in den letz-
ten Jahren scheinen sich ein Zuwachs an Beschäfti-
gung und eine relativ hohe Arbeitsqualität nicht auszu-
schließen. So zeigen beispielsweise Auswertungen zur 
Arbeitszufriedenheit in Deutschland, dass die Beschäf-
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tigten relativ zufrieden mit ihrer Arbeit sind und sich 
dies auch über die letzten Jahre, in denen ein spürbarer 
Beschäftigungsaufbau stattgefunden hat, kaum verän-
dert hat (vgl. Brenke 2015). 

WELCHEN BEITRAG KANN DIE ARBEITSMARKT­
POLITIK LEISTEN?

Bei der Betrachtung des Arbeitsmarkts in Deutsch-
land wird schnell klar, dass jenseits der Sucharbeits-
losigkeit ein qualifikatorischer Mismatch zwischen 
Angebot und Nachfrage die größte Herausforderung 
darstellt. Dies betrifft vor allem das Segment der Per-
sonen ohne Berufsausbildung. So gibt es 1,2 Mio. 
Arbeitslose, die eine Tätigkeit auf dem Anforderungs-
niveau »Helfer« anstreben, für die in der Regel keine 
Berufsausbildung Voraussetzung ist. Dem stehen 
aber nur 130 000 gemeldete offene Stellen in diesen 
Berufen gegenüber. Es erscheint mehr als nahelie-
gend, diesen Mismatch durch entsprechende Quali-
fizierungsanstrengungen zu mindern. Die Chancen 
dafür stehen sicher nicht schlecht. So übersteigt bei-
spielsweise die Zahl der Stellen für Fachkräfte in der 
Altenpflege die Zahl der Arbeitslosen mit diesem Ziel-
beruf um 11 000, andererseits gibt es 29 000 arbeits-
lose Altenpflegehelfer, aber nur 8 000 offene Stellen. 
Es muss aber auch die Möglichkeit in Betracht gezo-
gen werden, dass nicht jeder Arbeitslose mit Quali-
fikationsdefiziten einer Qualifizierungsmaßnahme 
zugänglich ist. Daher muss der Arbeitsmarkt immer 
auch Chancen für Personen ohne berufliche Fach-
kenntnisse bereithalten. Das kann er aber nur, wenn 
die mit geringer Produktivität einhergehenden Löhne 
und Beschäftigungsformen gesellschaftlich akzep-
tiert werden.

Arbeitslosigkeit konzentriert sich mittlerweile 
stark im Rechtskreis SGB II, wo zwei Drittel der Arbeits-
losen eingeordnet sind. Hier gibt es eine große Schnitt-
menge zu den Langzeitarbeitslosen. So waren von ins-
gesamt 2,7 Mio. Arbeitslosen im März 2017 etwa 1,2 Mio. 
SGB II-Langleistungsbezieher – d.h., sie haben in den 
letzten 24 Monaten mindestens 21 Monate Leistungen 
nach dem SGB II bezogen. Wenn das Ziel Vollbeschäfti-
gung glaubhaft verfolgt werden soll, muss dieses Seg-
ment verhärteter Arbeitslosigkeit aufgebrochen wer-
den. Dabei dürfte es kaum eine überzeugende Strate-
gie sein, die Betreffenden über die Etablierung eines 
sozialen Arbeitsmarktes in einen öffentlich geförderten 
Sektor zu überführen – auch wenn dadurch die regist-
rierte Arbeitslosigkeit sinkt. Das Ziel muss vielmehr die 
Integration in den ersten Arbeitsmarkt sein. Eine Mög-
lichkeit, auf diesem Wege voranzukommen, wäre eine 
verstärkte Aktivierung (vgl. Fertig 2015). Dies erfordert 
eine entsprechende Prioritätensetzung bei der finan-
ziellen Ausstattung der Job-Center durch den Bund, 
aber auch bei den Job-Centern selbst. Es wäre in die-
sem Kontext schon viel erreicht, wenn alle Job-Center 
die im SGB II festgelegten Betreuungsrelationen errei-
chen – insbesondere die für Jugendliche. 
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Annelie Buntenbach*
Ziel »Vollbeschäftigung«: 
Nur eine Illusion?
Vollbeschäftigung zu erreichen ist ehrgeizig, aber nicht 
unmöglich. Voraussetzung ist aber, dass die richtigen 
Weichenstellungen erfolgen und die Probleme des 
Arbeitsmarktes entschlossen angegangen werden. 
Dabei darf die Politik sich nicht allein auf die Markt-
kräfte verlassen. 

Zunächst muss die Frage erörtert werden: Was ist 
Vollbeschäftigung? Einige Ökonomen sprechen von 
Vollbeschäftigung, wenn die Arbeitslosigkeit bei 3% 
liegt. Das ist nicht besonders ehrgeizig; 1965 lag die 
Arbeitslosenquote in Westdeutschland unter 0,5% und 
bis 1973 weiter unter 1%. 1967 hat der damalige Sach-
verständigenrat 0,8% als Vollbeschäftigung definiert. 

Derzeit haben 80 Landkreise eine Arbeitslosen-
quote von unter 3%, zwölf sogar unter 2%. Allerdings 
gibt es auch 25 Landkreise, in denen die Arbeitslosig-
keit über 10% liegt. Da eine einheitlich niedrige Arbeits-
losenquote wahrscheinlich nicht zu erreichen ist, ist 
der Wert von 3% bundesweit durchaus eine Zielmarke, 
die angestrebt werden könnte. Vollbeschäftigung ist 
das aber nicht. 

Gleichzeitig sollten wir ehrlich sein. Die derzeit aus-
gewiesene Arbeitslosenquote hat den größtmöglichen 
Nenner, nämlich »alle zivilen Erwerbspersonen«, der-
zeit gut 44 Millionen. Gleichzeitig werden bestimmte 
Gruppen von Arbeitsuchenden nicht als Arbeitslose 
gezählt. Dadurch sinkt die Quote auf den rechnerisch 
niedrigsten Wert von derzeit 5,4%. 

Es soll hier nicht der Frage nachgegangen werden, 
ob diese Darstellung sachgerecht ist oder nicht. Die 
Bundesagentur weist in ihren Veröffentlichungen auch 
die sogenannte Unterbeschäftigung aus, also die Zahl 
derer, die an arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen 
teilnehmen oder im zweiten Arbeitsmarkt beschäftigt 
sind. Das sind derzeit insgesamt 3,5 Mio. Personen, die 
Kurzarbeit ist nicht eingerechnet. Dies zeigt, welche 
Aufgabe vor uns liegt. 

Die demographischen Veränderungen kommen 
dem Ziel der Vollbeschäftigung entgegen. Besonders 
in den ostdeutschen Bundesländern hatten sich nach 
der Wende die Geburtenraten halbiert. Jetzt treten 
diese geburtenschwachen Jahrgänge in den Arbeits-
markt ein. Gleichzeitig geht die Generation, die nach 
der Wende oft nicht stabil in Beschäftigung gekommen 
ist, in den Ruhestand. In der Folge sinkt die Arbeitslo-
sigkeit vor allem in Ostdeutschland deutlich. 

UNSICHERHEIT KONJUNKTUR

Vollbeschäftigung wird sich nicht von selbst einstel-
len. Aber die erste Voraussetzung ist eine stabile Kon-

junktur. Derzeit sind die Vorzeichen für die nächs-
ten Jahre gut, die Eurozone entwickelt sich nach Jah-
ren der Stagnation wieder positiv, zum Teil deutlich 
schneller als Deutschland. Dies mindert die Risiken 
für eine neue Finanzkrise und einen damit verbunden 
Konjunktureinbruch. 

Aber das muss keinesfalls so bleiben. Die Finanz-
märkte sind nicht stabil. Großbritannien steigt aus 
dem gemeinsamen Binnenmarkt aus. Es ist nicht aus-
geschlossen, dass weitere Länder folgen. Das Erstarken 
von rechtspopulistischen Gruppen beunruhigt. In den 
USA gibt es klare Abschottungstendenzen, auch in Ost-
europa setzen viele Länder eher auf nationalistische 
Politik als auf einen gemeinsamen Markt. 

Schwellenländer, die noch vor einigen Jahren die 
Zugpferde der Konjunktur waren, haben mit schwe-
ren wirtschaftlichen Problemen zu kämpfen. Auch 
die hohen Außenhandelsüberschüsse, auf denen 
ein wesentlicher Teil unseres Beschäftigungsbooms 
beruht, stehen international immer mehr in der Kritik. 
Es ist nicht ausgeschlossen, dass dies negative Reak-
tionen unserer Partner provoziert, die sich auf den 
Arbeitsmarkt auswirken können. Unklar ist, wie es mit 
der Automobilindustrie weitergeht, auch die Folgen 
des Ausstiegs aus der Kohle- und Atomwirtschaft sind 
schwer vorherzusehen. Vollbeschäftigung kann es nur 
geben, wenn diese Risiken beherrschbar bleiben – aber 
das ist mehr als ungewiss. 

GUTE ARBEIT MUSS DAS ZIEL BLEIBEN 

Derzeit ist der Arbeitsmarkt weiterhin aufnahmefä-
hig; auch bei einer nur moderaten Wachstumsrate der 
Volkswirtschaft insgesamt steigt die Beschäftigung 
stark an. Gegenüber früheren Zeiten ist die Beschäfti-
gungsschwelle deutlich niedriger. 

Jährlich werden derzeit über 600 000 Arbeitsplätze 
geschaffen. Dabei entstehen aber immer mehr Teilzeit-
arbeitsplätze; 5 Millionen arbeiten zudem in sogenann-
ten Minijobs. Das Beschäftigungsvolumen steigt ent-
sprechend langsamer an. Die vorhandene Arbeit wird 
auf mehr Köpfe verteilt. Teilzeit auf freiwilliger Basis 
ist nicht zu beanstanden, aber wenn Fehlanreize – wie 
bei den Minijobs – Teilzeit fördern oder Teilzeit durch 
den Arbeitgeber aus Gründen der Flexibilität veranlasst 
wird, kommt dies dem Ziel Vollbeschäftigung nicht ent-
gegen. Unfreiwillige Teilzeit ist Teilzeitarbeitslosigkeit, 
ohne dass diese erfasst würde. 

Es ist gut, dass immer mehr Frauen am Arbeits-
markt aktiv sind. Aber Frauen dürfen nicht in Teilzeit 
gedrängt werden, und wir müssen die Integration in 
Berufe fördern, die besser bezahlt sind. Der große 
Lohnabstand zwischen Männern und Frauen, der wie-
derum zu einer großen Rentenlücke führt, darf nicht 
hingenommen werden. 

Viele der in den letzten Jahren neu geschaffe-
nen Arbeitsplätze sind solche in sogenannter atypi-
scher Beschäftigung. Ein gutes konjunkturelles Umfeld 
muss genutzt werden, um diese Arbeitsplätze in sozial 

*	 Annelie Buntenbach ist Mitglied des Geschäftsführenden 
DGB-Bundesvorstandes und zuständig für die Bereiche Arbeitsmarkt- 
und Sozialpolitik sowie Rechtspolitik und Arbeitsrecht.
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abgesicherte und tariflich bezahlte Arbeit zu überfüh-
ren. Das von CDU/CSU propagierte Motto »Sozial ist, 
was Arbeit schafft«, setzt hier falsche Signale. Besser 
wäre »Sozial ist, was gute Arbeit schafft«. Die unbe-
fristete Beschäftigung mit tariflicher Bezahlung sollte 
der Regelfall sein. Wir müssen Arbeitsplätze schaffen, 
von denen man leben kann, die Schere der Einkom-
men darf sich nicht weiter öffnen. Atypische Beschäf-
tigung wie Minijobs, Leiharbeit oder auch unfreiwillige 
Solo-Selbstständigkeit müssen wieder reduziert wer-
den. Diese Forderungen stehen dem Ziel der Vollbe-
schäftigung keinesfalls entgegen. 

SCHLÜSSEL – WEITERBILDUNG 

Die große Herausforderung ist, die Arbeitslosen wie-
der in den Arbeitsmarkt zu integrieren. Das Mismatch 
liegt auch daran, dass die Qualifikation der Arbeitslo-
sen und die Anforderungen an die Arbeitsstellen nicht 
zusammen passen. Eine geringe Qualifikation ist das 
größte Hindernis für den Eintritt in den Arbeitsmarkt. 
Die Probleme beginnen schon in der Erstausbildung. 
Noch immer bleiben etwa 14% eines Ausbildungsjahr-
gangs dauerhaft ohne Ausbildung. Beim Dresdner Bil-
dungsgipfel im Jahr 2008 wurde beschlossen, deren 
Anzahl von damals 17% auf 8,5% bis zum Jahr 2015 
zu halbieren. Bisher sind die Fortschritte bescheiden. 
Rund ein Viertel der Ausbildungsverträge wird vorzei-
tig aufgelöst. 

Die Digitalisierung beschleunigt den Struktur-
wandel zusätzlich. Das Institut für Arbeitsmarkt und 
Berufsforschung der Bundesagentur für Arbeit (IAB) 
hat Modellrechnungen vorgenommen, um die Wir-
kung der Digitalisierung abzuschätzen. Das IAB kommt 
zwar zu dem Ergebnis, dass sich der Gesamtbestand 
der Beschäftigung durch die Digitalisierung insgesamt 
nicht gravierend verändern wird. 

Das heißt aber nicht, dass alles beim Alten bleibt: 
Die Arbeitsplätze selbst ändern sich. In der Modellrech-
nung wird deutlich, dass im Jahr 2025 rund 1,5 Millio-
nen heute noch vorhandene Arbeitsplätze nicht mehr 
existieren werden. Dafür gibt es aber 1,5 Millionen 
zusätzliche Arbeitsplätze an anderen Stellen. Das Pro-
blem: Der Bedarf an komplexen bzw. hochkomplexen 
Tätigkeiten nimmt zu, während die einfachen Tätigkei-
ten an Bedeutung verlieren.1 

Die Antwort darauf kannn nur sein, in Bildung und 
Weiterbildung zu investieren. In der ersten Stufe benö-
tigen wir eine Weiterbildungsberatung auch für Beschäf-
tigte. Mit der Bundesagentur für Arbeit steht ein bun-
desweiter Akteur bereit, der diese Aufgabe überneh-
men kann. Derzeit gibt es dazu Modellversuche. Dabei 
muss eine enge Abstimmung mit den Initiativen der 
Länder erfolgen. 

Darüber hinaus benötigen wir aktive Weiterbil-
dung, vor allem für Beschäftigte und Arbeitslose. Für 
Arbeitslose im Versicherungssystem hat der Verwal-
1	 Vgl. auch E. Weber, »Digitalisierung als Herausforderung für eine 
Weiterbildungspolitik«, Wirtschaftsdienst 97, 2017, S. 372–374.

tungsrat der Bundesagentur für Arbeit Vorsorge getrof-
fen. Die Mittel wurden deutlich aufgestockt, auch das 
Nachholen von Ausbildungen und Schulabschlüssen 
kann finanziert werden. Bis 2020 sollen 120 000 junge 
Menschen über 25 Jahren zusätzlich einen Beruf erler-
nen. Für Klein- und Mittelbetriebe kann sogar betrieb-
liche Weiterbildung von Beschäftigten gefördert 
werden. 

Die Qualifizierung von Beschäftigten stellt jedoch 
eine große Herausforderung dar. Obwohl es große poli-
tische Übereinstimmung gibt, dass die Vermeidung von 
Arbeitslosigkeit durch Qualifizierung sinnvoller ist als 
nachträgliche Reparatur, gibt es keinerlei Fortschritte 
und auch keinen politischen Konsens. Das liegt auch 
daran, dass die Arbeitgeberverbände massiv auf der 
Bremse stehen. Weiterbildung ist sicherlich in erster 
Linie Aufgabe der Betriebe, aber für Ältere, Geringquali-
fizierte und Menschen, die vom Strukturwandel betrof-
fen sind, wird zu wenig getan.

Defizite gibt es außerdem noch in der Grundsi-
cherung Hartz IV. Dort befinden sich zwei Drittel aller 
Arbeitslosen, aber nur 40% der geförderten Maßnah-
men richten sich an diese Zielgruppe. Seit 2010 wur-
den die Etats für aktive Maßnahmen in der Grundsi-
cherung nahezu halbiert. Deswegen hat der DGB vor-
schlagen, den Etat für Weiterbildung um eine Milliarde 
anzuheben und in einem separaten Weiterbildungsti-
tel zu bündeln. Zusätzlich zu den im letzten Jahr ein-
geführten Erfolgsprämien bei Bestehen der Zwischen- 
bzw. Abschlussprüfung sollen die Teilnehmer durch ein 
Unterhaltsgeld, das laufend während der Maßnahme 
gezahlt wird, unterstützt werden. Wissenschaftliche 
Studien zeigen, dass die finanzielle Situation während 
der Weiterbildung oft ein Grund für den Abbruch der 
Maßnahme darstellt. Teilnehmer an Weiterbildung soll-
ten mindestens so gestellt sein wie Teilnehmer an den 
sogenannten Ein-Euro-Jobs. 

Vollbeschäftigung wird es nur geben, wenn über 
die Finanzierung von Weiterbildung ein politischer Kon-
sens hergestellt wird. Wir brauchen Unterstützung für 
die Personen, die unterdurchschnittlich an Weiterbil-
dung beteiligt werden. Das sind Ältere, Beschäftigte in 
Leiharbeit und Minijobs und Menschen mit einer nied-
rigen Qualifikation. Die Vermeidung von Arbeitslosig-
keit wird nur erfolgreich sein, wenn diese Fragen gelöst 
werden. Aber gerade hier bleiben die Ankündigungen 
von CDU/CSU vage. 

Notwendig ist zudem, ältere Menschen am 
Arbeitsmarkt zu halten. Derzeit ist das Risiko groß, 
dass Beschäftigte, die in höherem Lebensalter arbeits-
los werden, keine adäquate Anschlussbeschäftigung 
finden und oft nur unterhalb ihrer Qualifikation oder 
gar prekär oder atypisch arbeiten können. Ursache 
dafür ist, dass das erworbene Fachwissen oft veraltet 
ist bzw. durch Spezialisierung nur ein kleiner Teil des 
ursprünglichen Berufsbildes aktuell gehalten wurde. 
Eine Kultur der Weiterbildung in Verbindung mit finan-
zieller Unterstützung würde helfen, diese Defizite zu 
mindern. 
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SCHLÜSSEL – LANGZEITARBEITSLOSIGKEIT 
SENKEN

Wer Vollbeschäftigung will, muss vor allem die hohe 
Zahl der Langzeitarbeitslosen senken. Zwar ist auch 
die Zahl der Langzeitarbeitslosen seit dem Jahre 2005 
zurückgegangen, doch seit dem Jahre 2010 ist die Ver-
änderung gering. Aktuell sind 1 Mio. Menschen lang-
zeitarbeitslos, das sind 37% aller Arbeitslosen. Ein Drit-
tel ist länger als drei Jahre arbeitslos. Beunruhigend ist 
zudem, dass sich vor allem die Langzeitarbeitslosig-
keit mit einer Dauer von über vier Jahren immer mehr 
verfestigt.

Die Hauptrisikogruppen sind Ältere, Alleinerzie-
hende und Personen mit geringer Qualifikation. Im 
Jahre 2016 waren fast 70% der Langzeitarbeitslosen 
55 Jahre und älter oder geringqualifiziert. Fast die 
Hälfte der Arbeitslosen hat keinen formalen Berufsab-
schluss. Von ihnen waren 42% zwölf Monate oder län-
ger arbeitslos. 

Von den 1,4 Mio. Langzeitarbeitslosen, die ihre 
Arbeitslosigkeit beendeten, wurden nur 13% in den 
ersten Arbeitsmarkt integriert. Die übrigen sind ent-
weder in eine Maßnahme eingetreten oder in die 
Nichterwerbstätigkeit. 

Die Herausforderung besteht zum einen darin, dem 
Entstehen von Langzeitarbeitslosigkeit vorzubeugen 
und andererseits Langzeitarbeitslose verstärkt in den 
Arbeitsmarkt zu integrieren. Wie bereits oben ausge-
führt, ist in erster Linie die Weiterbildung, also präven-
tives Handeln, gefordert. Neben der beruflichen Mobili-
tät muss aber auch mehr Wert auf vorsorgende Gesund-
heitspolitik gelegt werden. Die Arbeitsplätze müssen 
alternsgerecht gestaltet sein, ggf. muss auch ein Wech-
sel innerhalb eines Betriebes ermöglicht werden, wenn 
die bisherige Arbeit nicht fortgeführt werden kann. 

Um verfestigte Langzeitarbeitslosigkeit aufzulö-
sen, ist mehr aktive Unterstützung bei der Wiederein-
gliederung erforderlich. Dabei müssen auch Ältere stär-
ker als bisher in den Blick genommen werden. Men-
schen, die 57 Jahre alt sind, zählen nicht zum »alten 
Eisen«, sondern müssen perspektivisch noch acht bis 
zehn Jahre arbeiten. Diesem Anspruch muss die aktive 
Arbeitsmarktpolitik folgen. Deswegen müssen für alle 
Arbeitslosen, einschließlich der älteren, verstärkt aktive 
Hilfen zur Wiedereingliederung bereitgestellt werden. 

Eine intensive Begleitung der Vermittlung und Hil-
fen bei der Jobsuche sind ein effizienter und kosten-
günstiger Ansatz, um dem Eintritt von Langzeitarbeits-
losigkeit vorzubeugen. Darüber hinaus müssen die 
Arbeitgeber hinsichtlich der Potenziale Älterer intensi-
ver beraten werden. Lohnkostenzuschüsse sind gezielt 
zur Eingliederung dieser Personengruppe einzusetzen. 

ÖFFENTLICH GEFÖRDERTE BESCHÄFTIGUNG 
AUSBAUEN

Um den harten Kern der Langzeitarbeitslosen abzu-
bauen, wird es nicht ohne öffentlich geförderte Beschäf-

tigung gehen. Hierzu müssen sich CDU/CSU deutlicher 
bekennen. Das Argument, es würden Arbeitsplätze ver-
drängt, zieht derzeit nicht. Die Wirtschaft – vor allem 
das Handwerk – ist ausgelastet, es gibt keine Verdrän-
gung von regulärer Arbeit. 

Der DGB hat deswegen das Konzept des »ehrlichen 
zweiten Arbeitsmarkts« entwickelt. Ehrlich deswe-
gen, weil das Konzept sich ausdrücklich dazu bekennt, 
Arbeit für bestimmte Gruppe zu subventionieren und 
dies nicht ausschließlich unter den Vorbehalt der 
schnellen Integration in den ersten Arbeitsmarkt stellt. 
Diese Förderung kann unter bestimmten Vorausset-
zungen, auf die hier nicht näher eingegangen werden 
soll, auch in privaten Betrieben erfolgen. Die Entschei-
dung, ob eine Tätigkeit den lokalen Arbeitsmarkt schä-
digt, sollten die örtlichen Sozialpartner überwachen. 

Voraussetzung dafür ist eine stabile und verlässli-
che Finanzierung der aktiven Arbeitsmarktpolitik und 
der öffentlich geförderten Beschäftigung. Vor allem in 
der Grundsicherung müssen die Etats für aktive Hilfen 
aufgestockt werden. Gleichzeitig muss die Vermittlung 
von Arbeitslosen nachhaltiger werden. Schnelle Ver-
mittlung ist nicht immer hilfreich. 

FAZIT

Eine Arbeitslosenquote von 3% wäre eine deutliche 
Verbesserung gegenüber heute. Unter guten Voraus-
setzungen und bei einer aktiven Politik, die die Prob-
leme des Arbeitsmarkts angeht, ist dieses Ziel erreich-
bar. Voraussetzung ist, dass die Konjunktur sta-
bil bleibt und die Risiken der Weltwirtschaft und die 
strukturellen Veränderungen im Inland beherrschbar 
bleiben. 

In Bezug auf die Statistik müssen wir ehrlich sein. 
Die Arbeitslosigkeit ist höher, als die monatlich veröf-
fentlichte Arbeitslosenquote es suggeriert. Anstatt 
eine Quote zugrunde zu legen, sollte besser die abso-
lute Zahl der Arbeitsuchenden als Grundlage genom-
men werden. Bei 3% Arbeitslosigkeit sind immer noch 
1,3 Mio. Menschen arbeitslos, zuzüglich der rund 1 Mio. 
Teilnehmenden in Maßnahmen. Das ist keine echte 
Vollbeschäftigung.

Die Bundesregierung muss die Strukturprobleme 
des Arbeitsmarkts entschlossen angehen. Dazu gehört 
– eigentlich eine überfällige Selbstverständlichkeit –, 
in die bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu 
investieren und Frauen endlich die Teilhabe am Arbeits-
leben auf Augenhöhe zu eröffnen. Durch präventive 
Maßnahmen muss dem Entstehen von Arbeitslosig-
keit vorgebeugt werden. Das gilt vor allem für Ältere 
und Geringqualifizierte. Dafür muss die Weiterbildung 
von Arbeitslosen und Beschäftigten gestärkt werden. 
Es müssen besonders die Gruppen gefördert werden, 
die eine hohes Risiko tragen, arbeitslos zu werden oder 
deren Arbeitsplätze durch den Strukturwandel gefähr-
det sind. Für die Finanzierung und die Freistellung der 
Weiterbildung benötigen wir schnellstmöglich einen 
politischen Konsens. 
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Der Schlüssel des Erfolges liegt in der Bekämpfung 
der Langzeitarbeitslosigkeit. Die Zunahme von atypi-
scher Arbeit sowie die hohen Flexibilitätsanforderun-
gen der Wirtschaft führen dazu, dass eine immer größer 
werdende Gruppe von Beschäftigten nur instabil in den 
Arbeitsmarkt kommt. Gleichzeitig stagniert die Lang-
zeitarbeitslosigkeit auf hohem Niveau. Wenn dennoch 
eine Arbeitsaufnahme gelingt, ist diese oft instabil und 
so schlecht bezahlt, dass ergänzende Leistungen der 
Grundsicherung in Anspruch genommen werden müs-
sen. Vor diesen Problemen darf die Politik nicht länger 
die Augen verschließen. Sozial ist nämlich, was gute 
Arbeit schafft. 

Alexander Spermann*
Demographie + Digitalisie-
rung = Vollbeschäftigung?
In den 1980er und 1990er Jahren konnten sich in 
Deutschland nur wenige Entscheidungsträger in Poli-
tik und Wirtschaft vorstellen, dass mehr arbeitssu-
chende Ältere, Frauen und Migranten zu mehr Beschäf-
tigung und Wohlstand führen können. Es war einfach 
zu plausibel, dass mehr Bewerber um knappe Jobs zu 
steigender Arbeitslosigkeit führen muss. Dementspre-
chend wurde Politik gemacht: Ältere durch Vorruhe-
standsregelungen und Altersteilzeit so früh wie mög-
lich aus dem Arbeitsmarkt hinausdrängen, Frauenbe-
schäftigung durch Ehegattensplitting (Steuerklasse V) 
und unzureichende Kinderbetreuung unattraktiv 
gestalten, Beschäftigungsverbot für Asylbewerber, 
Vorrangprüfung, maximale Ausschöpfung der Über-
gangsfristen für volle Arbeitnehmerfreizügigkeit bei 
den neuen ost- und mitteleuropäischen EU-Beitritts-
länder, komplexe Regelungen bei der Anerkennung 
beruflicher Abschlüsse im Ausland sowie hohe recht-
liche und administrative Hürden für die Arbeitsauf-
nahme von Nicht-EU-Ausländern. Vollbeschäftigung 
galt als Illusion.

Erst mit der Lissabon-Strategie 2000 der Europäi-
schen Union begann offiziell das Umdenken. Dass die 
Zahl der Jobs fix ist und auf mehrere Schultern ver-
teilt werden müsse, wurde als Trugschluss entlarvt 
(lump-of-labor fallacy). Stattdessen wurde die arbeits-
marktökonomische Erkenntnis, dass der zu vertei-
lende Kuchen wachsen kann, in Politikziele übersetzt. 
So sollten die Beschäftigungsquoten in Europa bis 2010 
deutlich zunehmen. Deutschland hat die Ziele der Lis-
sabon-Strategie als eines der wenigen europäischen 
Länder erreicht. Inzwischen ist es unumstritten: Ja, 
steigende Beschäftigung und fallende Arbeitslosigkeit 
können Hand in Hand gehen. In den letzten zehn Jah-
ren ist die Beschäftigung in Deutschland auf etwa 
44 Mio. Beschäftigte gestiegen, das Arbeitsvolumen in 
Stunden hat zugenommen, und die Arbeitslosigkeit hat 
sich halbiert. 

Doch jetzt kommt der Doppelschlag aus Demo-
graphie und Digitalisierung. Die Babyboomer-Genera-
tion marschiert unaufhaltsam auf einen Ruhestand mit 
zunehmender Rentenbezugsdauer dank guter Gesund-
heit zu. Täglich werden Berichte zu den Arbeitsmarkt
effekten des digitalen Wandels veröffentlicht: Viele 
analoge Jobs verschwinden nicht nur in Konzernen, 
digitale Jobs mit anderen, meist höheren Kompetenz
anforderungen entstehen. Ist angesichts dieser Ent-
wicklungen das Ziel Vollbeschäftigung erreichbar oder 
eine Illusion?

Eine wichtige Einsicht ist es, dass sowohl Demo-
graphie als auch Digitalisierung im Kern Produktivi-
*	 Dr. Alexander Spermann ist habilitierter Arbeitsmarktexperte, der 
in Leitungsfunktionen sowohl in Wirtschaftsforschungsinstituten als 
auch in der Privatwirtschaft gearbeitet hat. Er lehrt als Privatdozent 
an der Universität Freiburg. 
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tätsthemen sind. Demographie erfordert höhere Pro-
duktivität, damit ein höherer Anteil von Senioren von 
den Erwerbstätigen finanziert werden kann. Digitalisie-
rung ermöglicht höhere Produktivität, weil mit der glei-
chen Zahl an Menschen mehr produziert werden kann. 
Deshalb passen beide Entwicklungen zunächst einmal 
gut zusammen. Aber ein Automatismus in Richtung 
Vollbeschäftigung ergibt sich deshalb noch lange nicht. 
Es braucht eine klare Strategie, um das realistische Ziel 
Vollbeschäftigung zu erreichen.

Die Demographiestrategie der Bundesregierung 
weist – in ihrer überarbeiteten Version – den richtigen 
Weg, wenn es um die Bewältigung der Herausforderung 
Demographie geht. Die Strategie sieht vor, die Anreize 
für eine höhere Erwerbsbeteiligung von Älteren und 
Frauen zu verbessern, die verstärkte Zuwanderung von 
qualifizierten Migranten zu ermöglichen und lebens-
langes Leben für alle zu fördern.

Leider sind wesentliche Reformanstrengungen in 
der letzten Legislaturperiode in die falsche Richtung 
oder nicht weit genug gegangen. So erhöhte die Rente 
mit 63 den Anreiz, früher aus dem Erwerbsleben aus-
zuscheiden. Die Flexi-Rente bringt zwar einige wenige 
Verbesserungen, ist jedoch gedanklich auf einen glei-
tenden Übergang aus dem Erwerbsleben fixiert – und 
nicht auf Anreize, möglichst lange zu arbeiten. Die im 
internationalen Vergleich negativsten Arbeitsanreize 
für Frauen im Steuersystem durch das Ehegatten
splitting blieben unverändert. Die Zuwanderung von 
Migranten wurde zwar durch eine vereinfachte Aner-
kennung beruflicher Abschlüsse erleichtert – das Ver-
fahren ist jedoch in der Praxis uneinheitlich und auf-
wändig. Weiterhin ist das nach OECD-Einschätzung 
im internationalen Vergleich liberale Einwanderungs-
recht in Deutschland intransparent, so dass kaum qua-
lifizierte Zuwanderung aus Nicht-EU-Ländern stattfin-
det. Schließlich ist die »Bildungsrepublik Deutschland« 
nach dem Bildungsmonitor 2017 unterfinanziert, weil 
weniger als 7% des Bruttoinlandsprodukts für Bildung 
ausgegeben werden (vgl. Anger et al. 2017).

Die Bundesregierung hat nicht nur eine Demo-
graphiestrategie, sondern auch eine Digitalisierungs-
strategie entwickelt – die Digitale Agenda 2014–2017. 
Analog zur ersten Fassung der Demographiestrate-
gie werden darin in sieben kleinteiligen Handlungsfel-
dern Ziele definiert, um dann zu sammeln, was schon 
alles gemacht wird und demnächst gemacht werden 
soll. Dabei mangelt es nicht an plakativen Initiativen 
wie dem Nationalen IT-Gipfel oder der Digitalplattform 
Smart Cities. Wenn es jedoch um die digitalen »Block-
buster« geht, dann ist der Fortschritt bescheiden. Aktu-
elle Beispiele: Flächendeckendes schnelles Internet als 
Ziel – noch nicht einmal in der Telekom-Hauptstadt 
Bonn und in der Bundeshauptstadt realisiert; Digital-
pakt für die Schulen – Fehlanzeige vor der Bundestags-
wahl; Cybersecurity – in den Kinderschuhen. 

Wenig hilfreich ist es, dass sich beim Thema Digi-
talisierung die Pessimisten und Optimisten gegenüber-
stehen (vgl. die zusammenfassenden Darstellungen 

von Spermann 2016a und Lorenz 2017). Da schlechte 
Nachrichten höchste mediale Aufmerksamkeit erlan-
gen, führen Botschaften wie »Das Ende der Arbeit« (Rif-
kin 1995) zu hohen Verkaufserlösen und vielen Vor-
tragseinladungen. Frey und Osborne (2013) ist mit der 
Zahl 47 ein entsprechender Verkaufsschlager gelungen. 
Ihr Aufsehen erregendes Ergebnis: Nach Einschätzung 
von befragten Computerexperten arbeiten 47% der 
Beschäftigten in den USA in Berufen, die in den nächs-
ten zehn bis 20 Jahren mit über 70%-iger Wahrschein-
lichkeit automatisiert werden können. Brynjolfsson 
und McAfee (2011; 2014) und McAfee und Brynjolfsson 
(2017) befeuerten die Automatisierungsängste mit drei 
erfolgreichen Publikationen. Die Botschaft: Roboter 
und künstliche Intelligenz werden mehr Jobs vernich-
ten, als wir uns das jetzt vorstellen können. 

Die Optimisten rekrutieren sich aus dem Feld der 
strategischen Unternehmensberater. In Studien, die auf 
team analysis beruhen, werden die zerstörten und neu 
geschaffenen Jobs gegenübergestellt – netto nimmt 
die Beschäftigung nach ihren Schätzungen zu. Die Bot-
schaft: Kein Ende der Arbeit in Sicht, aber Umwälzun-
gen in und zwischen Branchen. Aber auch Institute, 
die direkt oder indirekt im Auftrag des Bundesminis-
teriums für Arbeit und Soziales zu diesem Thema for-
schen, kommen zu weniger dramatischen Ergebnis-
sen für Deutschland: Nicht 47% der Beschäftigten, son-
dern lediglich 12% der Arbeitsplätze haben nach einer 
ZEW-Studie eine relativ hohe Automatisierungswahr-
scheinlichkeit (Bonin et al. 2015). Auch das Internet der 
Dinge, das in Deutschland unter dem Marketing-Begriff 
Industrie 4.0 diskutiert wird, wird nach einer IAB-Studie 
zu Nettobeschäftigungsgewinnen innerhalb der nächs-
ten zehn Jahre führen (Weber 2016). 

Einigkeit besteht zwischen Pessimisten und Opti-
misten darin, dass Qualifizierung – ein Leben lang – 
der zentrale Lösungsansatz ist. An dieser Stelle treffen 
sich Demographiestrategie und Digitale Agenda. Wäre 
Deutschland im Bereich des lebensbegleitenden Ler-
nens sehr gut aufgestellt, dann wäre Vollbeschäftigung 
trotz Strukturwandels vorstellbar. Das ist jedoch nicht 
der Fall.

Zwar haben sich in den letzten zehn Jahren die 
PISA-Ergebnisse verbessert, die Jugendarbeitslosig-
keit dank dualer Ausbildung verringert, die Zahl der 
Studenten verdoppelt, der MINT-Fachkräftemangel 
vermindert und dank Europäischen Qualifizierungs-
rahmen die Durchlässigkeit der Bildungssysteme ver-
bessert. Doch weiterhin führt die frühe Selektion in den 
Schulen zu einer Benachteiligung insbesondere von 
Nicht-Akademikerkindern mit und ohne Migrationshin-
tergrund, so dass die Chancengerechtigkeit teilweise 
nicht gegeben ist. Auch fehlt nach der beruflichen und 
der Hochschulausbildung ein überzeugendes, für alle 
Erwerbstätige und Arbeitslose offenes System der 
beruflichen Weiterbildung. Stattdessen erkämpfen 
sich Topinformierte und Hochengagierte in den Betrie-
ben und staatlichen Institutionen ein passables Wei-
terbildungspaket – der Rest wird mit Standardkursen 

Alexander Spermann
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abgespeist oder geht leer aus. Deshalb ist Deutschland 
von einem Paradigmenwechsel hin zu lebenslangen 
Lernen noch weit entfernt. 

Wenn Vollbeschäftigung ein wirtschaftspolitisches 
Ziel sein soll, dann muss Aus- und Weiterbildung ange-
sichts der demographischen Entwicklung und des digi-
talen Wandels völlig neu gedacht werden. Höhere Bil-
dungsausgaben führen nicht zwangsläufig zu besse-
ren Ergebnissen, sondern es kommt darauf an, wie das 
zusätzliche Geld ausgegeben wird. Aus der internati-
onalen empirischen Bildungsforschung ist bekannt, 
dass frühkindliche Bildungsinvestitionen sinnvoll sind. 
Das spricht für den weiteren Ausbau der Kindertages-
stätten und eine noch bessere Ausbildung der Betreu-
ungskräfte. Im schulischen Bereich ist ein Bündel von 
fünf Elementen erfolgreich: Mehr Lernzeit, besser aus-
gebildete Lehrer, Unterstützung durch Tutoren, regel-
mäßige Testauswertungen und eine Kultur der hohen 
Erwartungen an Schüler (vgl. Fryer 2014). Berufliche 
Ausbildung und Hochschulbildung sowie berufliche 
Weiterbildung bis ins Rentenalter kann durch den Ein-
satz digitaler Bildungselemente besser werden. Doch 
welche Kombinationen aus analoger und digitaler Bil-
dung zum Erfolg führen, ist noch weitgehend uner-
forscht. Es ist deshalb sinnvoll, durch Feldexperimente 
neue Erkenntnisse zu gewinnen. 

Doch was ist mit den Verlierern des Strukturwan-
dels? Wie können sie sich neue Kompetenzen aneignen, 
um sich durch Qualifizierung gegen Arbeitslosigkeit zu 
schützen? Wie lässt sich die Dauer der Arbeitslosig-
keit minimieren? Wie lässt sich die Zahl der Langzeit-
arbeitslosen und Langzeitleistungsbezieher vermin-
dern? Das soziale Sicherungssystem bei Arbeitslosig-
keit ist heute wesentlich besser aufgestellt als vor zehn 
Jahren (vgl. Spermann 2017). In der Finanz- und Wirt-
schaftskrise hat es eine Bewährungsprobe bestan-
den: Die aufgebauten Reserven waren ausreichend, 
um etwa einer Million Menschen Kurzarbeitergeld zu 
finanzieren. Doch für einen schleichenden strukturel-
len Wandel mit zunehmender Entwertung bestehen-
der Kompetenzen von Erwerbstätigen ist die Arbeitslo-
senversicherung noch nicht ausreichend vorbereitet. 
Es fehlt an präventiver Arbeitsmarktpolitik zur Vermei-
dung von Arbeitslosigkeit. Deshalb ist eine mögliche 
Lotsenfunktion der Bundesagentur für Arbeit für die 
lebensbegleitende Weiterbildung intensiv zu diskutie-
ren. Auch sind verbesserte Anreize für die Weiterquali-
fizierung notwendig: Das im Rahmen der Hartz-Refor-
men abgeschaffte Unterhaltsgeld, das eine finanzielle 
Besserstellung von sich qualifizierenden Arbeitslosen 
ermöglichte, könnte – analog zum Kurzarbeitergeld – 
in einer modifizierten Form ein geeignetes Instrument 
gegen Arbeitslosigkeit durch Strukturwandel wer-
den. Weiterhin sollten zusätzliche Leistungspakete, 
die einen längeren Arbeitslosengeldbezug oder eine 
höhere Versicherungsleistung für Zeiten der Qualifi-
zierung erlauben, durch individuelle Zuzahlungen zur 
Arbeitslosenversicherung möglich sein (vgl. dazu auch 
Clemens Fuest in Der Spiegel 2017).

Die Dauer der Arbeitslosigkeit lässt sich angesichts 
etwa einer Million offener Stellen in Deutschland ins-
besondere durch intensive Betreuung in den Arbeits-
agenturen und Jobcentern weiter verringern, wie aus 
zahlreichen empirischen Untersuchungen in den letz-
ten 15 Jahren bekannt ist (vgl. Spermann 2016b). Für 
Langzeitarbeitslose ist darüber hinaus eine flächende-
ckende Schuldner-, Sucht- und psychosoziale Beratung 
notwendig. Auch zeitlich befristete finanzielle Anreize 
sind ein kosteneffizientes Mittel zur Erhöhung der 
Beschäftigungswahrscheinlichkeit, wie zuletzt Feldex-
perimente mit Vergleichsgruppen in Großbritannien 
gezeigt haben (vgl. Hendra et al. 2011). Für eine zeitlich 
unbefristete Veränderung der Hinzuverdienstgrenzen 
besteht dagegen wenig Spielraum – lediglich die Inte-
gration von Arbeitslosengeld II, Wohngeld und Kinder-
zuschlag bei einer konstanten Transferentzugsrate von 
60% könnte eine Option sein (vgl. Peichl et al. 2017).

Und wenn alle diese Maßnahmen dauerhaft schei-
tern? Von der Einführung eines bedingungslosen 
Grundeinkommens bei gleichzeitiger Abschaffung des 
Sozialstaates, wie es von Straubhaar (2017) gefordert 
wird, ist zu warnen. Ohne intensive Betreuung ist keine 
Integration von Langzeitarbeitslosen und Langzeit-
leistungsempfängern möglich. Stattdessen erscheint 
– nach den Erfahrungen aus wissenschaftlich beglei-
teten Modellversuchen zum sozialen Arbeitsmarkt in 
Nordrhein-Westfalen und Baden-Württemberg – sozi-
alversicherungspflichtige Beschäftigung für den seit 
Jahren arbeitslosen harten Kern der erwerbsfähigen 
Langzeitleistungsempfänger als Ultima Ratio sinnvoll, 
wenn viele private Unternehmen und arbeitsmarkt-
nahe Beschäftigungsinitiativen mit hohen Lohnkos-
tenzuschüssen zur Einstellung bewegt werden können. 
Auch ein solches Element gehört zu einer Vollbeschäfti-
gungsstrategie, wobei bei der Ausgestaltung eine Sog-
wirkung in Richtung sozialen Arbeitsmarkt vermieden 
werden muss.

Zusammenfassend lässt sich festhalten: Vollbe-
schäftigung ist ein realistisches Ziel und keine Illusion, 
doch es bedarf einer klaren Strategie. Die Demogra-
phiestrategie der Bundesregierung ist wegweisend, 
weil sie von einem wachsenden Arbeitskuchen aus-
geht: Je mehr Ältere, Frauen und Migranten erwerbstä-
tig sein wollen, desto höher kann die Beschäftigung und 
damit das Wachstum ausfallen – bei sinkender Arbeits-
losigkeit. In der letzten Legislaturperiode wurden 
jedoch Fehlanreize für Ältere gesetzt (z.B. abschlags-
freie Rente mit 63), negative Arbeitsanreize nicht ver-
ändert (z.B. Ehegattensplitting) und präventiver Kom-
petenzerwerb zur Vermeidung von Arbeitslosigkeit 
(z.B. in der Arbeitslosenversicherung) nicht zusätzlich 
gefördert. Flexi-Rente II, Realsplitting, Reformen der 
Arbeitslosenversicherung und Grundsicherung, aber 
auch ein Zuwanderungsgesetz sollten deshalb auf die 
Agenda der nächsten Bundesregierung. 

Sowohl die Demographiestrategie als auch die 
digitale Agenda der Bundesregierung betonen die Not-
wendigkeit lebenslangen Lernens. Es reicht jedoch 
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nicht, lediglich die Bildungsausgaben zu erhöhen. 
Durch digitale Bildung ergeben sich völlig neue Mög-
lichkeiten für Verbesserungen in der Aus- und Weiterbil-
dung, die verstärkt experimentell getestet werden soll-
ten. Im Idealfall ergeben sich neue Kombinationen aus 
Bewährten und Neuem, die mehr Menschen als bisher 
zu höherer Produktivität und höherer Beschäftigungs-
sicherheit führen können. Eine verknüpfte Demogra-
phie- und Digitalisierungsstrategie mit dem Schwer-
punkt lebenslanges Lernen erhöht die Wahrscheinlich-
keit, Vollbeschäftigung zu erreichen. Einschränkend ist 
jedoch anzumerken, dass nicht alle Menschen in der 
Lage sein werden, die notwendigen Kompetenzen für 
neu entstehende Jobs zu erlangen. Diese sollten nicht 
mit einem niedrigen bedingungslosen Grundeinkom-
men alimentiert werden, sondern als sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigte im Rahmen eines sozialen 
Arbeitsmarktes aktiv und gut betreut ihren Teil zum 
Gemeinwohl beitragen dürfen. 
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